
Jahresendspurt 2023: Steuern sparen durch gezielte 
Kostensteuerung
Kurz vor dem Jahresende können Steuerzahler noch ein paar 
wichtige Weichen stellen, um ihre Einkommensteuerbelastung 
für 2023 zu senken:
  �Werbungskosten: Das Finanzamt gewährt jedem Arbeitneh-

mer eine Werbungskostenpauschale in Höhe von 1.230 €. Die-
sen Betrag zieht es automatisch vom Arbeitslohn ab, sofern 
keine höheren Kosten abgerechnet werden. Macht der Arbeit-
nehmer jedes Jahr konstant berufliche Kosten bis 1.230 € gel-
tend, erzielt er dadurch also keinen steuerlichen Mehrwert.  
Es lohnt sich daher häufig, berufliche Kosten - sofern möglich 

- jahresweise zusammenzuballen, damit die 1.230-€-Grenze 
in einem Jahr übersprungen wird (und die Kosten sich dann 
steuermindernd auswirken) und in einem anderen Jahr dann 
der Pauschbetrag greift. Wer diese Strategie umsetzen will, 
sollte noch vor dem Jahreswechsel sämtliche berufliche Kos-
ten zusammenrechnen, die im Jahr 2023 entstanden sind und 
dann gegebenenfalls noch Werbungskosten vorverlagern (z.B. 
durch den Kauf von Arbeitsmitteln oder die Einrichtung eines 
Homeoffice).

 � �Außergewöhnliche Belastungen: Selbstgetragene Kosten für 
ärztliche Behandlungen, Krankenhausaufenthalte, Medika-
mente und Brillen können als außergewöhnliche Belastungen 
abgerechnet werden. Bevor sich die Kosten steuermindernd 
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Verehrte Mandantschaft,
wir möchten uns zum Jahresende für Ihr Vertrauen und Ihre Unterstützung bedanken 
und wünschen Ihnen ein frohes Weihnachtsfest und alles Gute für 2024!
Ob zum Jahresende noch Handlungsbedarf in einzelnen Bereichen zur Steueroptimie-
rung besteht, lesen Sie in unseren aktuellen NEWS.
Gerne geben wir Ihnen zudem einen Ausblick auf das, was Sie im neuen Jahr erwartet.
Gleichzeitig möchten wir Ihnen mitteilen, dass es unsere News ab 2024 in geänderter 
Form geben wird. Seien Sie gespannt über die Neuerungen.
Weiterhin erfahren Sie ebenfalls Aktuelles über unsere Website.
Ihr VHP-Team

Abgabe-Frist
für den Termin 10.01.2024 = 10.01.2024 
(USt-VA, LStAnm.)

Schon-Frist bei Überweisungen 
für den Termin 10.01.2024 = 15.01.2024 
(USt-VA, LStAnm.)

Beitragsnachweis Sozialversicherung 
für Januar 2024 = 25.01.2024 (0 Uhr)

Beitragsgutschrift bei Krankenkassen 
für Januar 2024 = 29.01.2024

…Fortsetzung Seite 2
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Scheingeschäfte: Vorsteuer-
abzug europarechtlich versagt

Die Nichtigkeit eines Rechtsgeschäfts 
nach dem nationalen Zivilrecht kann für 
sich allein betrachtet nicht zur Versagung 
des Vorsteuerabzugs führen. Das gilt 
jedoch nur dann, wenn seitens des natio-
nalen Gerichts geprüft und sichergestellt 
wurde, dass der Vorgang nicht als fiktiver 
Umsatz einzustufen ist oder dass ein 
tatsächlich bewirkter Umsatz nicht auf 
einer Mehrwertsteuerhinterziehung oder 
einem Rechtsmissbrauch beruht.
Grundsätzlich darf der Vorsteuerabzug 
nicht versagt werden, wenn die formellen 
und materiellen Voraussetzungen dafür 
erfüllt sind. Materielle Voraussetzung ist 
beispielsweise die tatsächliche Leistungs-
bewirkung. Wird die Leistung tatsächlich 
erbracht, ist die Rechtsunwirksamkeit des 
zugrundeliegenden Rechtsgeschäfts un- 
beachtlich. Steht hingegen fest, dass der 
Vorsteuerabzug im Rahmen einer Steuer-
hinterziehung geltend gemacht wurde, 
ist dieser zu versagen. Die Beweislast für 
das Vorliegen einer Steuerhinterziehung 
obliegt der Finanzverwaltung. Der Euro-
päische Gerichtshof hat in einem polni-
schen Vorabentscheidungsverfahren die 
Voraussetzungen der Versagung des 
Vorsteuerabzugs präzisiert.
Im Urteilsfall stellte ein Unternehmer 
dem Kläger eine Rechnung über einen 
Markenverkauf aus. Der Kläger zog 
daraus die Vorsteuer. Die polnische 
Finanzverwaltung versagte jedoch den 
Vorsteuerabzug wegen der zivilrechtli-
chen Nichtigkeit des zugrundeliegenden 
Rechtsgeschäfts, denn es handle sich um 
ein Scheingeschäft. Dagegen wehrte sich 
der Kläger und obsiegte in erster Instanz, 
da nach Auffassung des Gerichts das 
Vorliegen eines Scheingeschäfts nicht 
nachgewiesen war. Nach der hiergegen 
gerichteten Beschwerde der Finanzver-
waltung zweifelte das polnische oberste 
Verwaltungsgericht daran, ob das Recht 
auf Vorsteuerabzug allein wegen der 
zivilrechtlichen Nichtigkeit des Rechtsge-
schäfts versagt werden kann, und 
befragte dazu den EuGH.

Der EuGH entschied, dass die Versagung 
des Vorsteuerabzugs allein aufgrund der 
angenommenen zivilrechtlichen Nichtig-
keit des zugrundeliegenden Rechtsge-
schäfts neutralitätswidrig ist. Die na- 
tionale Finanzbehörde trägt die Darle-
gungslast für die eine Versagung des 
Vorsteuerabzugs begründenden Tatsa-
chen.
Hinweis: Der EuGH bestätigt mit diesem 
Urteil auch die bisherige deutsche Rechts-
lage.

   �Europa-Entscheidung:  
Verhältnismäßige Mehrwert-
steuer-Bußgelder zulässig

Der Europäische Gerichtshof hat über die 
Vereinbarkeit der in Belgien üblicher-
weise verhängten proportionalen Geld-
bußen mit den Grundsätzen des 
EU-Rechts entschieden. Der Fall betraf 
einen belgischen Unternehmer, der seit 
Juni 2013 keine turnusmäßigen Mehr-
wertsteuererklärungen mehr eingereicht 
und die geschuldete Mehrwertsteuer 
nicht entrichtet hatte.
Daraufhin setzte die belgische Steuerbe-
hörde die Steuer für die Jahre 2013 bis 
2015 fest und erhob eine Geldbuße in 
Höhe von 20  % des Umsatzes. Dagegen 
wehrte sich der Unternehmer. Nach 
seiner Auffassung hätte die Steuerbe-
hörde den tatsächlich an sie zu entrich-
tenden Mehrwertsteuerbetrag be- 
rücksichtigen müssen, also den Betrag 
nach Abzug der Vorsteuer. Er machte 
zudem geltend, dass die Erhebung der 
Geldbuße auf die abzugsfähige Mehr-
wertsteuer gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit verstoße.
Der EuGH urteilte, dass Sanktionen - in 
Wahrung des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit - nicht über das hinaus-
gehen sollten, was erforderlich sei, um 
die Ziele der Steuererhebung und 
Betrugsbekämpfung zu erreichen. Bei der 
‚Beurteilung der Verhältnismäßigkeit 
seien die Art und die Schwere des 
Verstoßes sowie das Verfahren zur

Berechnung des Strafmaßes zu berück-
sichtigen. Im vorliegenden Fall lasse sich 
aufgrund der Art und der Schwere der 
vorgeworfenen Verstöße und angesichts 
dessen, dass Mehrwertsteuersanktionen 
wirksam und abschreckend sein müssten, 
nicht feststellen, dass die Geldbuße über 
das hinausgehe, was zur Sicherstellung 
der genauen Steuererhebung und zur 
Vermeidung von Steuerhinterziehungen 
erforderlich sei.
Der Grundsatz der Steuerneutralität 
verlange hingegen, dass der Vorsteuer-
abzug gewährt werde, wenn die materi-
ellen Anforderungen erfüllt seien. Das 
gelte selbst dann, wenn der Steuerpflich-
tige bestimmten formellen Anforde-
rungen nicht genügt habe. Im Urteilsfall 
fehlten dem EuGH jedoch weitergehende 
Informationen dazu, wie sich die natio-
nalen Rechtsvorschriften oder die Sankti-
onen in diesem Fall auf die Möglichkeit 
des Vorsteuerabzugs auswirken. Der 
EuGH kommt zu dem Schluss, dass die 
Mehrwertsteuersystem-Richtlinie sowie 
die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit 
und der steuerlichen Neutralität einer 
solchen nationalen Regelung nicht entge-
genstehen. Somit darf die Nichteinhal-
tung der Pflicht zur Anmeldung und 
Abführung der Mehrwertsteuer mit einer 
pauschalen Geldbuße in Höhe von 20  % 
der Mehrwertsteuer vor Abzug der 
Vorsteuer sanktioniert werden.
Hinweis: Trotz des EuGH-Urteils muss 
nun noch das zuständige belgische Ge- 
richt die Angemessenheit der verhängten 
Strafe bestätigen.

   �Grünes Licht: EuGH entscheidet 
zur Differenzbesteuerung für 
Gebrauchtwagen

In einem belgischen Vorabentschei-
dungsersuchen hat der Europäische 
Gerichtshof zur Anwendung der Diffe-
renzbesteuerung beim Verkauf von 
Gebrauchtgegenständen entschieden. 
Demnach können endgültig stillgelegte 
Kfz, die „zum Ausschlachten“ verkauft
werden sollen, ohne dass die verwert-
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auswirken, bringt das Finanzamt aber eine zumutbare Belas-
tung in Abzug. Weil die zumutbare Belastung jedes Jahr aufs 
Neue übersprungen werden muss, sollten Steuerzahler ihre 
Krankheitskosten möglichst jahresweise zusammenballen, um 
einen steueroptimalen Abzug zu erreichen. Zwar ist es in der 
Regel nicht planbar, wann Krankheitskosten anfallen, ein paar 
Einflussmöglichkeiten gibt es aber doch: Zunächst sollten 
Steuerzahler sämtliche Krankheitskosten zusammenrechnen, 
die 2023 bereits angefallen sind. Ergibt die Berechnung, dass 
die zumutbare Belastung für das Jahr bereits überschritten ist, 
könnte man noch schnell nachlegen und beispielsweise eine 
Brille kaufen. Ergibt die überschlägige Berechnung, dass im 
Jahr 2023 bisher nur wenige oder keine außergewöhnlichen 
Belastungen angefallen sind, kann es sinnvoll sein, die Kosten 
auf 2024 zu verschieben.

  �Handwerkerleistungen: Eine andere Strategie sollten Steuer-
zahler bei Handwerkerleistungen verfolgen. Da bei diesen Kos-
ten ein absetzbarer Höchstbetrag gilt, sollten sie möglichst 
gleichmäßig über die Jahre verteilt werden. Private Haushalte 
dürfen Lohnkosten für Handwerker mit 20 % von der Einkom-
mensteuer abziehen. Das Finanzamt erkennt Lohnkosten bis 
6.000 € pro Jahr an, die maximale Steuerersparnis beträgt also 
1.200 €. Eine Ersparnis kurz vor Jahresende ist drin, wenn Steu-
erzahler die Höchstbeträge für 2023 noch nicht komplett aus-
geschöpft haben. In diesem Fall können sie vor Silvester noch 
offene Handwerkerrechnungen begleichen oder ausstehende 
Reparaturen in Auftrag geben und bezahlen. Sind die Höchst-
beträge bereits ausgeschöpft, sollten Kosten möglichst auf das 
nächste Jahr verschoben werden.
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zu zahlende Erbschaftsteuer reduziert. 
Abziehbar sind nach dem Erbschaftsteu-
ergesetz unter anderem die vom Erblasser 
herrührenden (nichtbetrieblichen) Schul- 
den. Nach der höchstrichterlichen Recht-
sprechung fallen hierunter auch die 
Einkommensteuerschulden des Erblas-
sers, die auf sein Todesjahr entfallen. 
Diese Schulden wurden noch von ihm 
„erarbeitet“, denn er selbst hat die Steuer 
noch zu Lebzeiten in eigener Person 
ausgelöst - auch für den Fall, dass sie erst 
zum Ablauf des Jahres und somit nach 
dem Tod entsteht.
Der Bundesfinanzhof hat nun ent- 
schieden, dass Steuerschulden infolge 
einer rückwirkend von den Erben er- 
klärten Betriebsaufgabe nicht als Nach-
lassverbindlichkeiten abgezogen werden 
dürfen. Im zugrunde liegenden Fall 
hatten sechs Erben einen verpachteten 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
geerbt und beim Finanzamt rückwirkend 
dessen Aufgabe erklärt (auf einen Zeit-
punkt vor dem Tod des Erblassers). Hier-
durch entstand ein steuerpflichtiger 
Aufgabegewinn, der im Todesjahr zu 
einer erhöhten Einkommensteuer führte. 
Die Erben wollten diese Steuerlast berei-
cherungsmindernd bei der Erbschaft-
steuer abziehen und erklärten, dass die 
Schulden schließlich vom Erblasser 
„herrührten“.
Der BFH lehnte jedoch ab und erklärte, 
dass Einkommensteuerschulden aus dem 
Todesjahr des Erblassers zwar als Nach-
lassverbindlichkeiten abgezogen werden 
dürfen, diese Regelung jedoch nicht gilt, 
wenn die Steuer aus einer von den Erben 
erklärten Betriebsaufgabe resultiert. In 
diesem Fall entsteht der Aufgabegewinn 
erst durch die Erklärung der Erben. Und 
erst diese Erklärung ist die entscheidende 
Ursache für die rückwirkende Betriebs-
aufgabe und die Steuerentstehung. Die 
Steuer auf den Aufgabegewinn rührt 
somit nicht vom Erblasser her und ist im 
Ergebnis daher nicht als Nachlassver-
bindlichkeit abziehbar.

   �Rückenwind für Bürokratie-
abbau: EU-Kommission stellt 
Entlastungspaket für KMU vor

Kleine und mittlere Unternehmen sind 
eine treibende Kraft für den ökologischen 
und den digitalen Wandel in Europa. Die 
EU-Kommission will KMU entlasten und 
hat Vorschläge zum Zahlungsverzug im 
Geschäftsverkehr und für eine verein-
fachte Mehrwertsteuer bei grenzüber-
schreitender Tätigkeit vorgestellt. Ziel ist 
es, den Zugang von KMU zu Finanzmit-
teln weiter zu vereinfachen, die Rahmen-
bedingungen für Unternehmen zu 
verbessern und KMU dabei zu unter-
stützen, weiter zu wachsen.
Mit der neuen Verordnung über 
Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr soll 
die Praxis der Zahlungsverzögerung

baren Teile aus den Fahrzeugen ent-
nommen wurden, Gebrauchtgegen-
stände darstellen. Voraussetzung ist, dass 
sie noch Bestandteile enthalten, die die 
Funktionen behalten haben, die sie im 
Neuzustand hatten - und wenn außerdem 
feststeht, dass die Fahrzeuge aufgrund 
einer solchen Wiederverwendung der 
Teile in ihrem Wirtschaftszyklus ge- 
blieben sind. 
Im Besprechungsfall hatte ein belgischer 
Unternehmer Fahrzeuge mit Total-
schaden von Versicherungsnehmen er- 
worben und sie als Autowracks oder „zum 
Ausschlachten“ an Dritte weiterverkauft. 
Die Rechnungen enthielten den Hinweis 
„zum Ausschlachten verkaufte Fahr-
zeuge“. Die belgische Steuerbehörde ver- 
sagte für diese Umsätze die Anwendung 
der Differenzbesteuerung. Dagegen 
wehrte sich der Unternehmer.
Der EuGH legt die Mehrwertsteuer-
system-Richtlinie dahin gehend aus, dass 
endgültig stillgelegte Fahrzeuge, die ein 
Unternehmen erworben hat und die zum 
Ausschlachten verkauft werden sollen, 
ohne dass die verwertbaren Teile aus den 
Fahrzeugen entnommen wurden, Ge- 
brauchtgegenstände darstellen. Dabei ist 
zu beachten, dass sie zum einen noch 
Teile enthalten, die die Funktionen 
behalten haben, die sie im Neuzustand 
hatten. Zum anderen muss feststehen, 
dass diese Fahrzeuge aufgrund einer 
solchen Wiederverwendung der Teile in 
ihrem Wirtschaftszyklus geblieben sind.
Zudem stellte der EuGH fest, dass die 
Anwendung der Differenzbesteuerung 
nicht zwangsläufig eine Identität zwi-
schen dem angekauften und dem ver- 
kauften Gegenstand voraussetzt. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass die von einem 
Wiederverkäufer erworbenen Fahrzeuge 
endgültig stillgelegt sind und daher nicht 
wiederverkauft werden können, um in 
ihrem derzeitigen Zustand oder nach 
Instandsetzung wiederverwendet zu wer- 
den. Für die Prüfung, ob ein Ge- 
brauchtgegenstand vorliegt, sind nur die 
Bestandteile des Fahrzeugs zu berück-
sichtigen, die im Rahmen eines Wieder-
verkaufs durch den steuerpflichtigen 
Wiederverkäufer an andere Personen 
erneut verwendbar sind.
Hinweis: Für Gebrauchtgegenstände kön- 
nen Steuerpflichtige unter den in der 
MwStSystRL genannten Voraussetzungen 
von der Differenzbesteuerung Gebrauch 
machen. Steuerpflichtig ist die Handels-
spanne des steuerpflichtigen Wiederver-
käufers.

Wenn Erben die Betriebsaufgabe 
erklären: Aufgabegewinn ist 
keine Nachlassverbindlichkeit

Bei der Berechnung der Erbschaftsteuer 
dürfen Erben sogenannte Nachlassver-
bindlichkeiten abziehen, so dass sich ihr 
steuerpflichtiger Erwerb und somit ihre

bekämpft werden. Nach Auffassung der 
EU-Kommission ist das eine unlautere 
Praxis, die den Cashflow von KMU beein-
trächtigt und zudem die Wettbewerbs- 
und Widerstandsfähigkeit von Liefer- 
ketten schwächt. Es wird eine strengere 
Obergrenze für Zahlungen von 30  Tagen 
eingeführt. Zudem soll sichergestellt 
werden, dass die Zahlung der angefal-
lenen Zinsen und Entschädigungsge-
bühren automatisch erfolgt. Um Unter- 
nehmen vor säumigen Zahlern zu schüt- 
zen, werden außerdem neue Durch-
setzungs- und Abhilfemaßnahmen einge-
führt.
Die neue Richtlinie über eine vereinfachte 
Mehrwertsteuer ist für KMU bestimmt, 
die grenzüberschreitend tätig sind. Durch 
sie können KMU die Steuerbemessungs-
grundlage ihrer Betriebsstätten in 
anderen Mitgliedstaaten nach den Vor-
schriften ihres Herkunftsmitgliedstaates 
berechnen. Wenn die meisten Mitglied-
staaten zugestimmt haben, sollen die 
neuen Vorschriften ab dem 01.01.2025 
gelten.
Hinweis: Die EU-Kommission plant 
weitere, nichtlegislative Maßnahmen wie 
die Reduzierung der Berichterstattungs-
pflichten und des Regelungsaufwands, 
einen einfacheren Zugang von KMU zu 
Finanzmitteln sowie die kontinuierliche 
Qualifizierung und Förderung der Arbeits-
kräfte durch weitere Unterstützung von 
Schulungsmaßnahmen.

   �Neue Meldepflichten für 
Finanzdienstleister: BZSt stellt 
Kommunikationshandbuch vor

Ab dem 01.01.2024 werden Banken und 
Zahlungsdienstleistern in der EU neue 
Aufzeichnungs- und Meldepflichten 
auferlegt. Ziel ist es, über ein zentrales 
elektronisches Zahlungsinformations-
system (Central Electronic System of 
Payment Information, CESOP) möglichen 
Umsatzsteuerbetrug bei grenzüberschrei-
tenden Zahlungen aufzudecken. Das 
Bundeszentralamt für Steuern hat dazu 
den Entwurf eines Kommunikationshand-
buchs mit allgemeinen Vorgaben zur 
Datenübermittlung sowie einen Entwurf 
der Datensatzbeschreibung für den amtli-
chen Datensatz veröffentlicht.
Die Pflicht zur Aufzeichnung und Über-
mittlung von grenzüberschreitenden 
Zahlungen der Zahlungsdienstleister ist 
auf ein Legislativpaket zurückzuführen. 
Zahlungsdienstleister müssen danach 
Informationen über grenzüberschrei-
tende Zahlungen aus den Mitgliedstaaten
und über den Begünstigten dieser grenz-
überschreitenden Zahlungen übermit-
teln. Zudem müssen Zahlungs- 
dienstleister, die Zahlungsdienste in der 
EU anbieten, die Zahlungsempfänger bei 
grenzüberschreitenden Zahlungen über-
wachen und den Verwaltungen der 
Mitgliedstaaten Informationen über



diejenigen übermitteln, die mehr als 25 
grenzüberschreitende Zahlungen pro 
Quartal erhalten. Diese Informationen 
werden im CESOP zentralisiert und den 
Betrugsbekämpfungsexperten der Mit- 
gliedstaaten zur Verfügung gestellt.
Hinweis: Weitere Einzelheiten sind auf 
der Homepage des BZSt (www.bzst.de) 
abrufbar.

Mehrere Gesellschaften  
nebeneinander: Zur Gewinn-
feststellung bekommt jeder 
seinen eigenen Bescheid

Jeder steuerliche Sachverhalt ist unter-
schiedlich und jeder Steuerpflichtige 
erhält dementsprechend seinen eigenen 
Bescheid. Das gilt natürlich auch für 
Gesellschaften. Selbst wenn an mehreren 
Gesellschaften immer die gleichen Per-
sonen beteiligt sind, ist für jede einzelne 
Gesellschaft ein Bescheid zu erlassen. Das 
Finanzgericht Schleswig-Holstein musste 
entscheiden, ob im Streitfall mehrere 
Gesellschaften vorlagen und daher 
einzelne Bescheide zu erlassen waren.
In den Streitjahren bestand eine Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts aus der 
Klägerin und ihrem inzwischen verstor-
benen Ehemann. Zweck der Gesellschaft 
war die Vermittlung von Ferienwoh-
nungen. Daneben besaßen die Gesell-
schafter in den Streitjahren jeweils 
Ferienwohnungen im Alleineigentum und 
auch eine gemeinsame Ferienwohnung. 
Die Mietverträge für die eigenen 
Wohnungen schlossen die Kläger direkt 
mit den Feriengästen. Als Bankverbin-
dung benannten sie hierzu ihr Privat-
konto. In den Verträgen gab es keinen 
Hinweis auf die GbR. Die so erzielten 
Einkünfte erklärten die Kläger als 
Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung.
Unter dem Namen der GbR hatten die 
Gesellschafter Aufträge mit den Eigentü-
mern fremder Ferienwohnungen ge- 
schlossen. Die GbR fungierte als 
Vermittler und erhielt hierfür eine Provi-
sion. Die aus der Vermittlungstätigkeit 
erzielten Einkünfte wurden als gewerb-
liche Einkünfte erklärt. Nach einer Außen-
prüfung ging das Finanzamt davon aus, 
dass die eigenen Ferienwohnungen der 
Gesellschafter als Sonderbetriebsver-
mögen der GbR zu berücksichtigen seien.
Die Klage vor dem FG gegen die steuer-
liche Einschätzung des Finanzamts war 
begründet. Die im Eigentum der Kläger 
stehenden und von ihnen selbst vermie-
teten Ferienwohnungen sind kein Sonder-
betriebsvermögen der GbR. Sie wurden 
der GbR nicht durch Vertrag oder konklu-
dent zur Nutzung überlassen. Der Zweck 
der GbR war ausdrücklich die Vermittlung 
fremder Ferienwohnungen und umfasste 
eben nicht die Vermietung  der eigenen

Wohnungen. Durch die gemeinsame 
Vermietung der eigenen Ferienwoh-
nungen haben die Gesellschafter eine 
weitere GbR gegründet. Die Gesell-
schafter der beiden GbRs sind zwar iden-
tisch, die Zwecke der GbRs aber 
verschieden. Es können auch mehrere 
GbRs nebeneinander betrieben werden. 
Eine Gewerblichkeit der Vermietung der 
eigenen Wohnungen ist nach Ansicht des 
Senats nicht gegeben.
Hinweis: Sie sind nicht sicher, ob das 
Finanzamt Ihre steuerliche Situation 
richtig wiedergegeben hat? Wir schauen 
es uns gerne an.

   �Elektronische Registrierkassen 
mit TSE: Finanzämter führen 
verdeckte Kontrollen durch

Bereits im Jahr 2016 hatte der Gesetz-
geber neue Anforderungen an die 
Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung 
formuliert, die ursprünglich ab dem 
01.01.2020 umgesetzt werden sollten. 
Durch dieses sog. Kassengesetz wurde für 
Unternehmen aus der Bargeldbranche die 
Pflicht geschaffen, Kassensysteme durch 
eine zertifizierte Technische Sicherheits-
einrichtung (TSE) zu schützen. Die Frist 
zur Umrüstung der Systeme wurde mehr-
fach verlängert. Für nicht aufrüstbare 
elektronische Registrierkassen gab es 
Ausnahmeregelungen.
Das Thüringer Finanzministerium weist 
jetzt darauf hin, dass mittlerweile sämt-
liche Übergangsregelungen und Erleich-
terungen zum TSE-Einsatz abgelaufen 
sind, so dass das Kassengesetz nun 
endgültig in Kraft ist. Das Ministerium 
führt aus, dass die Finanzämter die 
Einhaltung der Vorgaben bei unangekün-
digten Kassen-Nachschauen überprüfen. 
Hierbei kontrollieren die Prüfer, ob die 
Kassenaufzeichnungen ordnungsgemäß 
geführt werden und die TSE ordnungs-
gemäß eingesetzt wird. Eine Überprüfung 
beginnt meist mit verdeckten Testkäufen 
beim Unternehmen und einer stillen 
Beobachtung des Kassiervorgangs. Auch 
aus den Kassenbons können die Prüfer 
eine Menge an Informationen ablesen.
Weiterhin besteht aber keine Pflicht, eine 
Registrierkasse einzusetzen. Wer noch 
immer eine offene Ladenkasse (reine 
Bargeldkasse ohne Technik) einsetzt, 
muss aber dieselben steuerlichen Auf-
zeichnungs- und Buchführungspflichten 
erfüllen wie beim Einsatz von Registrier-
kassen. Bei einer reinen Papier-
Buchführung ist es für den Unternehmer 
schwieriger, das Finanzamt von der 
Ordnungsmäßigkeit der Kassenaufzeich-
nungen zu überzeugen. Offene Laden-
kassen werden von den Finanzämtern in 
der Praxis häufig beanstandet. Sofern die 
Unregelmäßigkeiten größer sind, geht 
das Finanzamt meist zu einer regulären 
Außenprüfung über, so dass das gesamte 
Unternehmen geprüft wird.

   �Balkonkraftwerke: So bleiben 
die Einnahmen steuerfrei

Die sog. Mini-Photovoltaikanlagen sind 
momentan in aller Munde. Selbst die 
kleinsten Dachflächen und Balkonverklei-
dungen werden mit Solarmodulen 
ausstaffiert, um einen Beitrag zum Klima-
schutz zu leisten und die eigene Strom-
rechnung zu senken. Zur steuerlichen 
Behandlung dieser sogenannten Balkon-
kraftwerke gilt das Folgende.
Sämtliche Einnahmen und Entnahmen im 
Zusammenhang mit dem Betrieb von 
Photovoltaikanlagen mit einer instal-
lierten Bruttoleistung von bis zu 30  kWp 
sind bereits rückwirkend ab dem 
01.01.2022   einkommensteuerbefreit. 
Photovoltaikanlagen werden demnach 
unabhängig von der Verwendung des 
erzeugten Stroms von der Steuerpflicht 
befreit. Sowohl der geldwerte Vorteil der 
Eigenversorgung als auch die Einnahmen 
aus der Einspeisevergütung müssen nicht 
mehr in der Jahressteuererklärung ange-
geben werden. Die Ermittlung des 
Gewinns entfällt und die Anlage EÜR zur 
Einkommensteuererklärung muss nicht 
mehr ausgefüllt werden.
Im Gegenzug können aber auch keine 
Aufwendungen für eine Photovoltaikan-
lage mehr geltend gemacht werden. Die 
Steuerbefreiung gilt auch für den Betrieb 
von mehreren Anlagen von je 30 kWp bis 
zu einer summierten Gesamtleistung von 
100  kWp. Die Anlagen müssen sich auf, 
an oder in Einfamilienhäusern (einschließ-
lich Nebengebäuden) oder nicht Wohn-
zwecken dienenden Gebäuden (z.B. 
Garagen oder Carports) befinden. Wer 
eine Photovoltaikanlage im Mehrfamili-
enhaus oder in gemischt genutzten 
Gebäuden betreibt, profitiert ebenfalls 
von dieser steuerlichen Vereinfachung. In 
Gebäuden, die überwiegend zu Wohn-
zwecken genutzt werden, bleiben pro 
Wohn- und Gewerbeeinheit 15 kWp steu-
erfrei. Das ist ein Vorteil für Vermieter, 
Wohnungseigentümergemeinschaften 
und Genossenschaften. Beim Betrieb 
mehrerer Anlagen gilt auch hier eine 
Gesamthöchstgrenze von 100 kWp.
Für die steuerliche Beurteilung der Größe 
einer Photovoltaikanlage ist die Brutto-
leistung in kWp maßgeblich, so wie sie im 
sogenannten Marktstammdatenregister 
vermerkt ist. In diesem Register der 
Bundesnetzagentur sind verpflichtend 
alle Photovoltaikanlagen eingetragen. Ob 
der Betreiber der Anlage gleichzeitig der 
Eigentümer des Gebäudes ist, spielt keine 
Rolle, so dass auch Mieter profitieren.
Hinweis: Bei der Lieferung und der Instal-
lation von Solarmodulen fällt mittlerweile 
keine Umsatzsteuer mehr an (Steuersatz 
von 0  %). Dies gilt nicht nur für die 
Module, sondern auch für die Kompo-
nenten wie Wechselrichter, Dachhalte-
rungen, Solarkabel und Stromspeicher.
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Einkommensteuererklärung: 
Schulkosten sind keine außer-
gewöhnliche Belastung

Die Kosten für den Besuch einer Privat-
schule können Sie unter bestimmten 
Voraussetzungen im Rahmen Ihrer 
Einkommensteuerveranlagung geltend 
machen. Jedoch können nur 30  % des 
Schulgeldes, höchstens 5.000  € jährlich, 
steuermindernd berücksichtigt werden. 
In einem Fall, der vor dem Finanzgericht 
Münster verhandelt wurde, lag nach 
Ansicht der Kläger ein besonderer Sach-
verhalt vor, wonach ein Teil der Schul-
kosten als außergewöhnliche Belastung 
zu berücksichtigen war.
Die Kläger haben eine Tochter. Diese be- 
suchte in den Streitjahren ein staatlich 
anerkanntes Internatsgymnasium. Der 
Schülerin waren durch den Amtsärztli-
chen Dienst eine besondere Lernbega-
bung und eine sehr hohe Intelligenz 
bescheinigt worden. Durch die ständige 
Unterforderung an ihrer bisherigen 
Schule seien bei ihr behandlungsbedürf-
tige psychosomatische Beschwerden auf- 
getreten. Aus gesundheitlichen Gründen 
wurde daher durch die Amtsärztin der 
Besuch einer Schule mit entsprechender 
Förderung befürwortet. Die Kläger mach- 
ten die gezahlten Schulgelder, die über 
den Sonderausgabenabzug hinausgin- 
gen, als außergewöhnliche Belastung gel- 
tend. Das Finanzamt folgte dem nicht.
Das FG hat die dagegen gerichtete Klage 
abgewiesen. Es handle sich hier nicht um 
Krankheitskosten, sondern vielmehr um 
Kosten der privaten Lebensführung. Auf- 
wendungen für den Besuch einer Privat-
schule könnten nach der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs nur unter be- 
stimmten Umständen als Krankheits-
kosten berücksichtigt werden. Selbst bei 
einem infolge Krankheit lernbehinderten 
Kind seien die Privatschulaufwendungen 
grundsätzlich durch den Kinderfreibe-
trag, den Freibetrag für Betreuungs- und 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf und 
das Kindergeld abgegolten. Erforderlich 
für einen Abzug wäre, dass der Privat-
schulbesuch zum Zweck der Heilbehand-
lung erfolge. Im Streitfall war allerdings 
nicht ersichtlich, dass der Privatschulbe-
such medizinisch indiziert war, und im 
Internat wurde auch keine spezielle Heil-
behandlung durchgeführt. Zudem er- 
folgte der Besuch des Internats im 
Hinblick auf die Hochbegabung - die aber 
keine Krankheit ist. Der Schulbesuch 
konnte somit nicht als Heilbehandlung 
angesehen werden.

Umleitung von Vermietungsein-
künften: Unentgeltlicher Nieß-
brauch an Kinder kann steuerlich 
anzuerkennen sein

Um die steuerlichen Grundfreibeträge 

der eigenen Kinder (2023: 10.908  € pro 
Person und Jahr) auszunutzen, spielen 
Eltern häufig mit dem Gedanken, eigene 
Einkunftsquellen wie Kapitalvermögen
oder Mietobjekte auf ihren Nachwuchs 
zu übertragen. Wird diese Gestaltung 
vom Finanzamt anerkannt, können die 
Kinder ihren Grundfreibetrag aus-
schöpfen, der ansonsten steuerlich unge-
nutzt verfallen wäre. Entsprechende 
Überlegungen werden jedoch häufig 
verworfen, da Eltern ihr Vermögen nicht 
vorzeitig und endgültig aus der Hand 
geben wollen.
Ein neues Steuergestaltungsmodell, das 
nur zu einer vorübergehenden Umleitung 
von Einkunftsquellen führt, wurde nun 
vom Bundesfinanzhof anerkannt. Im 
vorliegenden Fall hatten Eltern ein Ge- 
schäftsgrundstück an eine GmbH ver- 
mietet, deren Alleingesellschafter und 
-geschäftsführer zunächst der Vater und 
später die Mutter war. Die GmbH zahlte 
den Eltern eine Miete von 4.000  € pro 
Monat (später 4.200 € pro Monat).
Um die Mieteinkünfte auf ihre 14 und 
zehn Jahre alten Kinder zu verlagern, 
räumten die Eltern diesen für die Dauer 
von acht Jahren einen unentgeltlichen 
Nießbrauch an dem Grundstück ein. Die 
Vermieterstellung sollte für die Dauer des 
Nießbrauchs auf die Kinder übergehen 
und später wieder an die Eltern als Eigen-
tümer zurückfallen. Ein Ergänzungs-
pfleger des Amtsgerichts erteilte für die 
Kinder die notwendige Genehmigung. 
Das Finanzamt ging jedoch von einem 
steuerlichen Gestaltungsmissbrauch aus 
und rechnete die Vermietungseinkünfte 
weiterhin den Eltern zu, statt sie bei den 
Kindern anzusetzen.
Der BFH billigte jedoch die Gestaltung 
und urteilte, dass den Kindern die Vermie-
tungseinkünfte steuerlich zuzurechnen 
waren. Nach Ansicht des Gerichts lag kein 
steuerlicher Gestaltungsmissbrauch vor, 
da die Kinder die Immobilie als Nießbrau-
cher an einen fremden Dritten (nämlich 
die GmbH) vermietet hatten. Auch die 
Befristung der Übertragung war nach 
Gerichtsmeinung nicht rechtsmiss-
bräuchlich. Die Einräumung des Nieß-
brauchs begründete lediglich die Über- 
tragung der Einkunftsquelle, der sich 
daraus ergebende steuerliche Vorteil 
(Ausnutzung des Grundfreibetrags der 
Kinder) war unerheblich. Der BFH verwies 
darauf, dass durch die Gestaltung keine 
weiteren steuerlichen Vorteile erzielt 
wurden (z.B. Verlagerung von Unterhalts-
aufwendungen). Die GmbH konnte die 
Miete für die Geschäftsräume auch vor 
dem Nießbrauch als Betriebsausgabe 
abziehen.
Hinweis: Entscheidungserheblich war im 
vorliegenden Fall also, dass die GmbH als 
fremder Dritter in die Vermietung einge-
bunden war. Eine solche Gestaltung 
sollte nur unter enger und frühzeitiger 
Einbindung des steuerlichen Beraters

 umgesetzt werden, da es viele Fallstricke 
gibt. Bei fachkundiger Umsetzung lässt 
sich aber durchaus erhebliches Steuer-
sparpotential ausnutzen.

   �Druckmittel der Finanzbehörde: 
Voraussetzungen für den Erlass 
von Säumniszuschlägen

Wenn sich beispielsweise eine Steuer-
nachzahlung gegen Sie richtet und Sie die 
Forderung des Finanzamts nicht beglei-
chen, setzt die Behörde nach Ablauf des 
Fälligkeitsdatums Säumniszuschläge 
fest. Diese sind für jeden angefangenen 
Monat zu zahlen. Ihre Höhe wird nicht 
vom Finanzamt festgelegt, sondern ist im 
Gesetz niedergeschrieben. Der Säumnis-
zuschlag beträgt pro Monat 1 % des abge-
rundeten rückständigen Steuerbetrags, 
wobei auf den nächsten durch 50  € teil-
baren Betrag abzurunden ist. Aus Billig-
keitsgründen kann ein Säumniszuschlag 
auch ganz oder teilweise erlassen 
werden. Über die Voraussetzungen 
hierfür hatte das Finanzgericht Berlin-
Brandenburg zu entscheiden.
Ende 2018 wurde der Einkommensteuer-
bescheid für 2012 der Kläger, eines 
Ehepaars, aufgrund einer Außenprüfung 
geändert. Das Finanzamt hatte von Amts 
wegen die Vollziehung der am 07.01.2019 
fälligen Einkommensteuer und des Soli-
daritätszuschlags unter Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs ausgesetzt. Am 
27.12.2019 wurde an das Finanzamt die 
berichtigte Bilanz zum 31.12.2012 einer 
Gesellschaft, der C Ltd., übermittelt. An 
ihr ist die Ehefrau beteiligt. Der Einkom-
mensteuerbescheid 2012 wurde im Jahr 
2020 erneut geändert und die Steuer 
erhöht. Die Erhöhungsbeträge waren 
zum 06.03.2020 fällig. Gleichzeitig 
endete die Aussetzung der Vollziehung 
(AdV). Mit Schreiben vom 30.03.2020 
beantragten die Kläger einen Erlass der 
Säumniszuschläge ab dem 07.01.2019 
aus Billigkeitsgründen. Das Finanzamt 
lehnte dies ab.
Die Klage hiergegen vor dem FG war 
unbegründet. Die Entscheidung über die 
Billigkeitsmaßnahme liegt im Ermessen 
des Finanzamts und nicht des Gerichts. 
Das Gericht kann nur darüber 
entscheiden, ob die Ermessensgrenzen 
eingehalten wurden oder ob von dem 
Ermessen in einer dem Zweck der 
Ermächtigung nicht entsprechenden 
Weise Gebrauch gemacht wurde. Säum-
niszuschläge können aus Billigkeits-
gründen erlassen werden, wenn der 
Steuerpflichtige alles getan hat, um die 
AdV des Bescheids zu erreichen, der 
Antrag jedoch erfolglos war. Im Streitfall 
war dies nach Ansicht des Gerichts nicht 
gegeben.
Das Stellen eines gerichtlichen Antrags 
auf AdV ist nicht unzumutbar. Und falls 
dem Steuerpflichtigen die finanziellen 
Mittel dafür fehlen, kann Prozesskosten- 
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hilfe beantragt werden. Fazit: Es gibt 
keinen Grund, dass ein Steuerpflichtiger 
nach einer ablehnenden Aussetzungsent-
scheidung des Finanzamts den gerichtli-
chen Weg einschlägt.

Internetverkäufe:  
Wann Umsätze und Gewinne 
steuerpflichtig sind

Plattformen wie Kleinanzeigen (früher 
Ebay Kleinanzeigen), Momox oder Etsy 
müssen die abgewickelten Geschäfte 
von Verkäufern und Privatpersonen ab 
dem Jahr 2023 an den Fiskus melden. 
Grundlage hierfür ist das Plattformen-
Steuertransparenzgesetz. Es gilt hierbei 
jedoch eine Bagatellfallgrenze von 
30 Verkäufen pro Plattform und Jahr mit 
Einnahmen von insgesamt unter 
2.000 €.  Verkäufer, die in diesem Rah- 
men tätig wurden, werden also nicht 
gemeldet.
Für Verkäufe im Internet gelten folgende 
allgemeine Steuerregeln: Wer seinen 
Dachboden oder Keller entrümpelt und 
bloß seinen eigenen Hausrat verkauft, 
hat in der Regel keine steuerlichen 
Folgen zu befürchten, denn eine solche 
Tätigkeit entfaltet keine steuerliche 
Relevanz. Anders sieht es aber aus, 
wenn Wertgegenstände wie Schmuck, 
Kunstgegenstände, Antiquitäten oder 
Sammlerobjekte innerhalb eines Jahres 
nach ihrer Anschaffung gewinnbrin-
gend veräußert werden. In diesem Fall 
erzielt der Privatverkäufer einen Gewinn 
aus einem privaten Veräußerungsge-
schäft, den er in seiner Einkommensteu-
ererklärung angeben muss. Gewinne 
bleiben aber steuerfrei, wenn der 
Gesamtgewinn aus privaten   Veräuße-
rungsgeschäften weniger als 600  € (ab 
2024: 1.000 €) im Kalenderjahr beträgt.
Ein Internethandel kann sich allerdings 
von einem meist steuerfreien Privatver-
kauf zu einem steuerpflichtigen gewerb-
lichen Handel entwickeln. Die Kriterien 
für diesen „Grenzübertritt“ sind insbe-
sondere:
  �Dauer und Intensität der Verkaufsakti-

vitäten
  �Höhe der erzielten Entgelte
  �regelmäßige Verkäufe über längere 

Zeiträume   (durchschnittlich   30 Ver-
käufe im Monat)

  �planmäßiges Tätigwerden (z.B. 
gezielter Ankauf von Gegenständen 
für den Weiterverkauf)

  �Anbieten von Neuware
  �professioneller Auftritt im Internet 

(Werbung, Shop, Auftritt als Power-
seller)

Je mehr der genannten Kriterien erfüllt 
sind, umso wahrscheinlicher liegt ein 
gewerblicher Handel vor, der folgende 
steuerliche Konsequenzen auslöst:

  �Umsatzsteuer: Liegen die Umsätze im 
zurückliegenden Jahr über 22.000  € 
brutto und im laufenden Jahr über 
50.000  € brutto, wird Umsatzsteuer 
fällig. Liegen die Umsätze unter diesen 
Grenzen, kann der Internethändler die 
Kleinunternehmerregelung nutzen, so 
dass er seine Ware ohne Umsatz-
steuer verkaufen kann. Allerdings 
bleibt ihm in diesem Fall auch der 
Vorsteuerabzug  aus dem Warenein-
kauf verwehrt.

  �Einkommensteuer: Der Gewinn aus 
Gewerbebetrieb muss in der Regel in 
der Einkommensteuererklärung ange-
geben werden. Es gilt für alle 
Einkünfte zusammen aber ein steuer-
freier Grundfreibetrag (2023: 
10.908 €).

  �Gewerbesteuer: Liegt der jährliche 
Gewinn über 24.500 €, fällt Gewerbe-
steuer an. Die Steuer ist aber teilweise 
auf die Einkommensteuer anre-
chenbar.

Hinweis: Wer als Onlinehändler im 
gewerblichen Bereich tätig ist, sollte 
frühzeitig mit offenen Karten spielen 
und seine Umsätze und Gewinne gegen-
über dem Fiskus angeben. Da die Finanz-
behörden die Verkaufsaktivitäten 
gewerblicher Internethändler mittler-
weile über spezielle Analyseprogramme 
aufdecken können, lassen sich Verkäufe 
im großen Stil schwer verheimlichen.

   �Elektrofahrzeuge: Staatliche 
Förderung und Steuervorteile 
ab 2023 im Überblick

Elektromobilität wird auch in den Jahren 
2023 und 2024 noch vom Staat gefördert, 
allerdings fällt die Förderung nicht mehr 
so üppig aus wie noch in den Vorjahren. 
Nach wie vor lassen sich mit einem Elekt-
roauto zudem Steuern sparen. Die aktuell 
geltenden Regelungen im Überblick:
  �Seit dem 01.01.2023 werden nur noch 

rein batterieelektrische Fahrzeuge und 
Brennstoffzellenfahrzeuge mit dem 
Umweltbonus gefördert. Die bisherige 
Förderung für Plug-in-Hybride ist 
entfallen. Für neu gekaufte Elektro-
autos mit einem Nettolistenpreis bis 
40.000  € lässt der Staat noch 4.500  € 
springen, bei einem Nettolistenpreis 
von 40.000 € bis 65.000 € sind es noch 
3.000 €. Hinzu kommen weitere 2.250 € 
bzw. 1.500  €, die der Hersteller zahlt. 
Die Mindesthaltedauer beträgt jeweils 
zwölf Monate. Elektrofahrzeuge mit 
einem Nettolistenpreis über 65.000  € 
erhalten keine staatliche Förderung.

  �Für geleaste Fahrzeuge mit einer 
Leasinglaufzeit ab 24 Monaten gelten 
die gleichen Fördersätze. Liegt die 
Leasinglaufzeit allerdings zwischen 
zwölf und 23 Monaten, reduziert sich 
der Umweltbonus bei einem Nettolis-
tenpreis von unter 40.000 € auf 2.250 € 
vom Staat und 1.125 € vom Hersteller

    sowie bei einem Nettolistenpreis von    	
    40.000 € bis 65.000 € auf 1.500 € vom   	
    Staat und 750 € vom Hersteller.
  �Seit dem 10.09.2023 können nur noch 

Privatpersonen einen Förderantrag-
stellen. Unternehmen, Stiftungen, 
Körperschaften und Vereine erhalten 
für ihre Firmenwagen keinen Umwelt-
bonus mehr.

  �Ab dem 01.01.2024 werden dann nur 
noch Elektrofahrzeuge mit einem 
Nettolistenpreis von unter 45.000  € 
gefördert - und zwar mit 3.000  € vom 
Staat und weiteren 1.500  € vom 
Hersteller. Die Mindesthaltedauer 
beträgt weiterhin zwölf Monate. Für 
geleaste E-Autos mit einer Leasinglauf-
zeit ab 24 Monaten gelten die gleichen 
Fördersätze wie bei Neuwagen, bei 
einer Leasinglaufzeit zwischen zwölf 
und 23 Monaten gibt es noch 1.500  € 
vom Staat und 750 € vom Hersteller.

  �Junge Gebrauchtfahrzeuge werden 
2023 noch mit den gleichen Prämien 
gefördert wie Neufahrzeuge mit einem 
Nettolistenpreis zwischen 40.000 € und 
65.000  €, also mit 3.000  € vom Staat 
und 1.500  € vom Hersteller. Ab 2024 
gibt es für junge Gebrauchte dann nur 
noch 2.400  € vom Staat und 1.200  € 
vom Hersteller.

  �Für alle Elektroautos, die bis zum 
31.12.2030 erstmals zugelassen 
werden, wird zehn Jahre lang keine Kfz-
Steuer fällig. Diese Steuerbefreiung 
erlischt auch nicht bei einem Halter-
wechsel. Wer zum Beispiel ein drei 
Jahre zugelassenes E-Auto erwirbt, 
zahlt noch sieben Jahre lang keine Kfz-
Steuer.

  �Wer einen Firmenwagen auch privat 
nutzen darf, muss diese Nutzung als 
geldwerten Vorteil versteuern. Ein Elek-
troauto als Dienstwagen bringt hierbei 
finanzielle Vorteile: Elektroautos in der 
Preisklasse bis 60.000  € werden nur 
noch mit 0,25 % des Bruttolistenpreises 
als monatlichem geldwertem Vorteil 
besteuert. Bei Elektroautos mit einem 
höheren Bruttolistenpreis und bei 
Hybridfahrzeugen sind es 0,5  %. Beide 
Regelungen sind jeweils günstiger als 
bei den Verbrennerfahrzeugen, die mit 
1  % des Bruttolistenpreises als geld-
wertem Vorteil versteuert werden.

   �Homeoffice im Garten: Wann 
sich Kosten für Bauwagen und 
Gartenhaus absetzen lassen

Das Homeoffice ist für Beschäftigte 
vieler Branchen mittlerweile nicht mehr 
wegzudenken. Herrscht in den eigenen 
vier Wänden jedoch ein Platzproblem 
und ist die Arbeit am Küchentisch nicht 
mehr praktikabel, rücken ganz neue 
Überlegungen in den Fokus: Warum 
nicht ein Homeoffice im Garten
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währ auszuschließen. Das Rundschreiben ersetzt in 
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errichten? Wer über einen eigenen 
Garten verfügt und dort in einem Garten-
haus oder Bauwagen sein Büro einrichtet, 
findet schließlich dort seine Ruhe, 
zusätzlichen Platz und sogar eine deutli-
chere Trennung vom Privatbereich vor.
Steuerlich interessant ist diese Idee vor 
allem für Erwerbstätige, die zu Hause 
den Mittelpunkt ihrer gesamten betrieb-
lichen und beruflichen Tätigkeit haben 
(z.B. Journalisten oder IT-Fachleute), 
denn sie können die Kosten für ein häus-
liches Arbeitszimmer unbegrenzt von 
der Steuer absetzen. Das bedeutet, dass 
sie die Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten für Gartenhaus & Co. steuermin-
dernd geltend machen können: Während 
die Kosten für einen beruflich genutzten 
Bauwagen über zwölf Jahre abge-
schrieben werden können, lässt sich ein 
Gartenhaus über 33,3 Jahre abschreiben, 
sofern es als Immobilie gilt. Bei einer 
Einordnung als Schuppen ist eine 
Abschreibung über 16 Jahre möglich.

Schon gewußt?
Wir verzichten dieses Jahr 
auf die Aussendung unserer 
Weihnachtsgrüße per Post und 
spenden dieses Geld an das 
Deutsche Kinderhilfswerk.
Fröhliche Weihnachten!
Ihr VHP–Team

Erwerbstätige, deren Tätigkeitsmittel-
punkt außerhalb des häuslichen Arbeits-
zimmers liegt, können ihre Raumkosten 
ab 2023 nur noch im Wege der Homeof-
fice-Pauschale abziehen. Diese wurde 
auf 6 € pro Arbeitstag (maximal 1.260 € 
pro Jahr) erhöht. Tatsächliche Kosten, 
wie für die Errichtung eines Garten-
hauses, können bei Inanspruchnahme 
der Homeoffice-Pauschale aber nicht 
abgesetzt werden.
Hinweis: Wer sich sein Homeoffice in 
einem Gartenhaus einrichten will, sollte 
beachten, dass ein solches Bauwerk auch 
bei geringer Größe genehmigungs-
pflichtig sein kann. Vor dem Bau eines 
Gartenhauses zu Homeoffice-Zwecken 
sollten sich Arbeitnehmer deshalb mit 
dem zuständigen Bauamt abstimmen.

https://vhp.de/datenschutzerklaerung/



